
Das derzeit geltende,
aus dem Jahr 1935
stammende Schieß-

und Sprengmittelgesetz tritt
auf Grund des 1. Bundes-
rechtsbereinigungsgesetzes
mit Jahresende 2009 außer
Kraft. Mit dem neuen, ab 1.
Jänner 2010 geltenden Bun-
desgesetz über die Schieß-
und Sprengmittelpolizei
(Sprengmittelgesetz 2010 –
SprG 2010) wird die Her-
stellung, die Verarbeitung,
der Handel, der Erwerb, der
Besitz, die Überlassung, die
Ein- und Durchfuhr und das
Lagern von Schieß- und
Sprengmitteln geregelt. 

Schieß- und Sprengmit-
telschein. Schieß- und
Sprengmittel dürfen nur auf
Grund einer besonderen Be-
willigung – des Schießmit-
tel- oder Sprengmittel-
scheins – erworben und be-
sessen werden. Beide Be-
willigungen sind von den
Bezirksverwaltungsbehör-
den auszustellen. Der Besitz
und Erwerb von Schießmit-
teln (insbesondere Schwarz-
pulver und Nitrozellulose-
pulver) ist bis zehn Kilo-
gramm für jedermann be-
willigungsfrei.

Die Voraussetzungen für
die Ausstellung sind die
Verlässlichkeit, Ausbildung
zum Sprengbefugten (nicht
beim Schießmittelschein),
sachlich berechtigtes Inter-
esse an Sprengarbeiten (z.
B. Betrieb eines Sprengun-
ternehmens oder Lawinen-
sprengung) oder an der Ver-
wendung von Schießmitteln
sowie die sichere Lagerung. 

Bei juristischen Personen
und eingetragenen Perso-
nengesellschaften ist die Be-
stellung von Beauftragten
Voraussetzung für die Aus-
stellung eines Schieß- oder

Sprengmittelscheins. Darü-
ber hinaus besteht auch hier
die Notwendigkeit, das be-
rechtigte Interesse z. B. an
der Durchführung von
Sprengarbeiten nachzuwei-
sen. Dies wird im Regelfall
durch die Ausübung einer
gewerblichen Tätigkeit der
Fall sein. Der Schieß- und
Sprengmittelschein für ju-
ristische Personen und ein-
getragene Personengesell-
schaften ist nicht befristet.
Eine besondere Bewilligung
ist für den Betrieb eines
Mischladegeräts vorgese-
hen. Mischladegeräte sind
Vorrichtungen für das Mi-
schen und Laden von che-
mischen Stoffen und
Trockenkomponenten, die
sich in getrennten Gebinden
auf einem Trägerfahrzeug
befinden. Diese werden erst
durch ihre Vermischung an
der Verwendungsstelle zu
Sprengstoff und unverzüg-
lich nach dem Laden ver-
sprengt. 

Ausnahmen. Keine ge-
sonderte Bewilligung für
den Besitz und Erwerb von
Schießmitteln benötigen In-
haber von Waffenbesitzkar-
ten, Waffenpässen oder

Jagdkarten, weiters traditio-
nelle Schützenvereinigun-
gen sowie Sportschützen-
vereinigungen und deren
Mitglieder. Diese Personen
und Vereinigungen haben
entweder durch jahrzehnte-
lange Handhabung von
Schießmitteln im Rahmen
der Ausübung des Brauch-
tums oder aufgrund beson-
derer Berechtigungen, ent-
sprechende Erfahrung im si-
cheren und verantwortungs-
vollen Umgang mit Schieß-
mitteln.

Verzeichnisse. Besitzer
von Schieß- und Sprengmit-
teln sind verpflichtet, Ver-
zeichnisse über ihre Bestän-
de an Schieß- und Spreng-
mitteln zu führen. Die Ver-
zeichnisse können auch
EDV-unterstützt geführt
werden. Die Aufbewah-
rungsfrist beträgt zehn Jah-
ren. Im Hinblick auf die
Missbrauchsgefahr ist eine
periodische Überprüfung
der Verzeichnisse und Lager
durch die Behörde vorgese-
hen. 

Marktüberwachung. Neu
ist die Marktüberwachung
im Bereich des Sprengmit-

telwesens. Diese Aufgabe
wird den Sicherheitsdirek-
tionen übertragen. 

Herstellungs- und Han-
delsbefugnisse. Um Schieß-
und Sprengmittel herstellen
zu dürfen, muss zunächst ei-
ne allgemeine Bewilligung,
die „allgemeine Hersteller-
befugnis“ erteilt werden.
Diese bekommt, wer ver-
lässlich ist, seinen Wohnsitz
im Inland hat, ein Chemie-
studium und eine zweijähri-
ge Berufspraxis absolviert
hat. Nicht verlässlich ist et-
wa, wer suchtkrank ist oder
eine Straftat unter Anwen-
dung oder Androhung von
Gewalt begangen hat.

Für die Erzeugung eines
bestimmten Schieß- und
Sprengmittels ist darüber
hinaus eine „Erzeugungsge-
nehmigung“ einzuholen, die
sicherstellt, dass die Sicher-
heitsansprüche bei der
Handhabung erfüllt werden. 

Um mit Schieß- und
Sprengmitteln handeln zu
dürfen, muss eine „Handels-
befugnis“ erteilt werden.
Diese bekommt, wer 21 Jah-
re alt und verlässlich ist, sei-
nen Wohnsitz im Inland hat,
Sprengbefugter ist, über ei-
ne entsprechende Ausbil-
dung (einschlägige Lehre,
HTL oder Studium der Che-
mie) verfügt und eine zwei-
jährige Berufspraxis auf die-
sem Gebiet nachweisen
kann. 

Der Erwerb und Besitz
von Sprengmitteln ist Perso-
nen vor Vollendung des 21.
Lebensjahres und der Er-
werb und Besitz von
Schießmitteln Personen vor
Vollendung des 18. Lebens-
jahres verboten. Ausnahmen
bei der Innehabung bestehen
für Lehrlinge und Praktikan-
ten in diesem Bereich sowie
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Zeitgemäße Regelung 
Das Schieß- und Sprengmittelwesen wird neu geregelt. Der Entwurf des ab 1. Jänner 2010 geltenden

Sprengmittelgesetzes sieht zeitgemäße schieß- und sprengmittelrechtliche Regelungen vor.

Gerichtlich strafbar
macht sich, wer ohne er-
forderliche Bewilligung
Sprengmittel herstellt oder
damit handelt; ohne erfor-
derliche Bewilligung
Sprengmittel besitzt; oder
Sprengmittel einer Person
überlässt, die nicht zu de-
ren Besitz befugt ist. Es
droht eine Freiheitsstrafe
bis zu einem Jahr oder eine
Geldstrafe bis zu 360 Ta-
gessätzen. Fahrlässigkeit

genügt; bei „tätiger Reue“
erfolgt keine Bestrafung.
Sichergestellte Schieß- und
Sprengmittel gelten als
verfallen. 

Andere Verstöße gegen
das SprG werden als Ver-
waltungsübertretungen ge-
ahndet, etwa Verstöße ge-
gen Lagerungs-, Kenn-
zeichnungs-, Melde- und
sonstige Bewilligungs-
pflichten. 

S T R A F B E S T I M M U N G E N



für Teilnehmer von Spreng-
befugtenkursen, wenn diese
bei ihrer Tätigkeit beauf-
sichtigt werden. 

Schieß- und Sprengmittel
dürfen grundsätzlich nur in
behördlich bewilligten La-
gern aufbewahrt werden.

Fund und Verlust. Wer
ein Schieß- und Sprengmit-
tel auffindet, muss den Fund
unverzüglich der nächsten
Sicherheitsdienststelle an-
zeigen. Werden im Nachlass
eines Verstorbenen Schieß-
und Sprengmittel gefunden,
muss der Erbe ebenfalls un-
verzüglich die Behörde ver-

ständigen. Diese trifft dann
weitere Anordnungen. 

Bei einem Verlust oder
Diebstahl eines Schieß- und
Sprengmittels muss dies der
Besitzer bei der nächsten Si-
cherheitsdienststelle mel-
den, damit geeignete Maß-
nahmen getroffen werden
können.

Durchsuchung und Si-
cherstellung. Die Organe
des öffentlichen Sicherheits-
dienstes sind ermächtigt,
Grundstücke, Räume, Fahr-
zeuge, Kleidung und
Behältnisse (Koffer, Ta-
schen u. a.) zu durchsuchen,

wenn auf Grund eines kon-
kreten Hinweises oder son-
stiger bestimmter Tatsachen
der dringende Verdacht be-
steht, dass dem Sprengmit-
telgesetz zuwidergehandelt
wird. 

Wird den Organen des
öffentlichen Sicherheits-
dienstes eine drohende
missbräuchliche Verwen-
dung von Schieß- und
Sprengmitteln bekannt, kön-
nen die Schieß- und Spreng-
mittel unverzüglich aus der
Verfügungsgewalt des Be-
troffenen entfernt werden. 

Die Organe des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes

sind ermächtigt, bei Gefahr
im Verzug alle Bewilligun-
gen sowie die Schieß- und
Sprengmittel sicherzustel-
len. 

Werden der Behörde
nachträglich Umstände be-
kannt oder treten solche
Umstände ein, die zu einer
Versagung der Bewilligung
geführt hätten, ist ein Ent-
ziehungsverfahren einzulei-
ten. 

Sprengmittelgesetz 2010
(Regierungsvorlage):
http://www.parlament.gv.at/
PG/DE/XXIV/I/I_00331/pm
h.shtml
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Sprengen: Grundsätzlich dürfen Schieß- und Sprengmittel nur in behördlich bewilligten Lagern aufbewahrt werden.

Kompetenzzentren
für Wirtschafts-
strafsachen

Bei den Oberstaatsan-
waltschaften sollen Kompe-
tenzzentren für Wirtschafts-
strafrecht eingerichtet wer-
den, gab Justizministerin
Mag. Claudia Bandion-Ort-
ner am 10. September 2009

beim „Law Dialogue“ in der
alten Wiener Börse bekannt.

„Die wirtschaftliche Ent-
wicklung der letzten Jahre,
die internationale Vernet-
zung und vor allem die neu
verfügbaren Technologien
haben zu einer neuen Di-
mension von Delikten und
Kriminalität geführt“, sagte
Bandion-Ortner. „Besonders
im Bereich der Wirtschafts-

kriminalität ist die Justiz mit
immer komplexeren Sach-
verhalten und immer größe-
ren Zahlen an Prozessbetei-
ligen konfrontiert. Um diese
Verfahren auch weiterhin
mit hoher fachlicher Kom-
petenz in angemessener Zeit
erledigen zu können,
braucht es gewisse struktu-
relle Änderungen und mehr
Spezialisierung in der Jus-

tiz.“ Es gehe nicht um die
Einrichtung neuer Behörden
im Justizbereich, betonte die
Justizministerin, sondern
um mehr Spezialisierung,
um intensive praxisbezoge-
ne Aus- und Fortbildung
und den Ausbau der Zusam-
menarbeit mit Experten, et-
wa aus den Bereichen Fi-
nanzmarktaufsicht und Ban-
ken.  
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